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Frauen und Verkehr 1  

Hintergrund 

Seit ihren Anfängen übt die Europäische Union (EU) ihre Zuständigkeit in der Verkehrspolitik aus. Dieser 
Schwerpunkt hat sich vom Abbau von Hindernissen hin zur Ausarbeitung der gemeinsamen Politik entwickelt. 
Zunächst prüfte die EU, wie ein gemeinsamer Rahmen entwickelt werden kann. Darauf folgten Überlegungen 
in Bezug auf eine System aus Rechten und Pflichten für Verkehrsnutzerinnen und -nutzer. Anschließend lag das 
Augenmerk auf Möglichkeiten, nachhaltigen Stadtverkehr zu erleichtern. Nach der Mitteilung der Kommission 
von 2009 mit dem Titel „Eine nachhaltige Zukunft für den Verkehr: Wege zu einem integrierten, 
technologieorientierten und nutzerfreundlichen System“ (COM(2009)0279 vom 17. Juni 2009) wurden 
Gleichstellungsaspekte in den politischen Dialog aufgenommen. In weiteren Dokumenten wurden der Mangel 
an weiblichen Arbeitskräften in der Verkehrsbranche und die Notwendigkeit von Strategien, mit denen auf die 
Bedürfnisse von Verkehrsnutzerinnen eingegangen wird, beleuchtet. Auf eine Entschließung des Europäischen 
Parlaments im Jahr 2015, in der es gleiches Gehalt und gleiche Vertretung weiblicher Arbeitskräfte forderte, 
folgte 2016 eine von der Kommission in die Wege geleitete Reihe von Konsultationen. 2017 wurde dann eine 
Plattform zur Förderung der Gleichstellung in der Beschäftigung im Verkehr eingerichtet. Sie erleichterte 
Studien, den Austausch über bewährte Verfahren und Forschungsprojekte, in denen es um die Frage ging, wie 
die Gleichstellung der Geschlechter in der Branche optimal gefördert werden kann. Mit der Verordnung (EU) 
2020/1054 wurde in der Unionspolitik noch mehr Augenmerk auf die Regulierung der Gleichstellung im 
Verkehr gelegt. Im Mittelpunkt der Maßnahme der EU-Organe standen die Förderung von 
Forschungsmaßnahmen und Wissenserwerb sowie politische Maßnahmen in Bezug auf die Ursachen für die 
zahlenmäßige Unterrepräsentation von Frauen im Verkehr als Wirtschaftstätigkeitsbereich, aber auch auf die 
geschlechtsspezifischen Bedürfnisse von Verkehrsnutzerinnen und -nutzern.  

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/701004/IPOL_STU(2021)701004_EN.pdf 

KURZFASSUNG 

Diese Studie wurde von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
des Europäischen Parlaments auf Antrag des FEMM-Ausschusses in Auftrag gegeben. Darin 
werden die Errungenschaften im Bereich Gleichstellung und Verkehr in der EU zusammengefasst, 
was Kenntnisse und Maßnahmen betrifft, bei denen Frauen als Verkehrsnutzerinnen und als 
Arbeitskräfte in der Verkehrsbranche betrachtet werden. Die aktuellsten Daten und Konzepte 
werden eingeführt, vielversprechende Verfahren vorgestellt und unionspolitische Signale im 
Zusammenhang mit dem europäischen Grünen Deal gesetzt, wie die Verbesserung der 
Gleichstellung der Geschlechter im Verkehr wirksam gefördert werden kann. 
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In dieser Studie werden die Errungenschaften im Bereich Gleichstellung und Verkehr in der EU aus beiden 
Blickwinkeln zusammengefasst: Wissen und Maßnahmen, bei denen Frauen als Verkehrsnutzerinnen und als 
Arbeitskräfte in der Verkehrsbranche betrachtet werden. Sie ist in zwei Hauptteile gegliedert: Im ersten Teil 
geht es vor allem um Frauen als Dienstleistungsnutzerinnen und ihre konkreten Bedürfnisse. Dabei werden die 
aktuellsten Daten zur Verkehrsmittelwahl von Frauen und Männern in der Europäischen Union vorgestellt und 
Konzepte wie „mobility of care“ (Mobilität von Pflege und Versorgung) und Mobilitätsarmut eingeführt. Im 
zweiten Teil geht es in erster Linie um Frauen als Arbeitskräfte. Es wird erörtert, mit welchen Hindernissen 
Frauen konfrontiert sind, wenn sie im Verkehr tätig sein wollen, obwohl in der Branche ein Arbeitskräfte- und 
Fachkräftemangel herrscht. In einer Einleitung wird der Rechtsrahmen der EU für Maßnahmen in der Branche 
eingeführt. Ein Schlussteil wiederum enthält ein Fazit, in dem die derzeitige Finanzierung der EU für das 
Verkehrswesen dargelegt und vorgeschlagen wird, wo Maßnahmen des Europäischen Parlaments weitere 
politische Entwicklungen auf dem Weg zur Gleichstellung der Geschlechter im Verkehr wirksam fördern 
könnten. 

Ziel 

Die vorliegende Studie bietet einen Überblick über bestehende Daten, institutionelle Unterlagen und 
wissenschaftliche Literatur, produziert in der EU und auf internationaler Ebene, zu Nachweisen und bewährten 
Verfahren, wie die spezifischen Bedürfnisse von Frauen als Nutzerinnen wie auch als Arbeitskräfte in der 
Verkehrswirtschaft angegangen werden können. 

Wichtigste Erkenntnisse 

In den letzten Jahren hat sich die Agenda der EU dahin entwickelt, dass die durchgängige Berücksichtigung 
des Gleichstellungsaspekts im Verkehr gefördert wird. Dies beeinflusste die Politik sowohl in der 
Verkehrssystemplanung zur Verbesserung des Zugangs und der Mobilität als auch bei Initiativen zum Abbau 
der Teilung der Beschäftigung in einer Branche, die nach wie vor in hohem Maße von Männern beherrscht wird. 
Trotz der erzielten Fortschritte ist noch viel zu tun, um die derzeitigen Bedingungen zu verbessern.  

Ein wichtiges Ergebnis der Studie ist der eindeutige Nachweis, dass es zu wenige nach Geschlecht 
aufgeschlüsselte Daten zur Nutzung von Verkehrsdienstleistungen gibt. Die Daten, die für diese Studie 
analysiert wurden, wurden auf Anfrage von der Eurobarometer-Umfrage 2019 generiert. Die 
Geschlechteranalyse könnte nur auf Unionsebene durchgeführt werden, nicht auf der Ebene der 
Mitgliedstaaten, da die öffentlich verfügbaren Daten dies nicht zulassen. Gegen die einschlägige Wissenslücke 
sollte etwas getan werden, damit die Umsetzung der Maßnahmen zur Mobilität, die die EU im Rahmen des 
europäischen Grünen Deals getroffen hat, angemessen überwacht werden kann.  

Trotz dieser Einschränkungen bestätigt die Analyse, die im Laufe dieser Studie in Bezug auf Eurobarometer-
Daten für 2019 durchgeführt wurde, das bereits vorhandene gesammelte Wissen (was ebenfalls hier erörtert 
wird), und es werden interessante neue Erkenntnisse vorgeschlagen. Frauen in der EU gehen lieber zu Fuß, 
nutzen den öffentlichen städtischen Personenverkehr und Fernverkehrszüge, während Männer in der EU sich 
häufiger für individuelle Verkehrsmittel wie Pkw, Fahrrad, Kraftrad und Roller entscheiden. Entscheiden sie sich, 
das Auto zu nutzen, greifen Frauen häufiger zu Privatfahrzeugen als Männer. Frauen haben bei der Wahl ihrer 
Verkehrsmittel weniger Alternativen als Männer. Sie achten anscheinend auf die Häufigkeit des Dienstes und 
die Umwelt, während es Männern eher um Vergnügen, Preis, Privatsphäre und die Verfügbarkeit von 
Infrastruktur und Einrichtungen geht.  Mit Blick auf künftige Probleme und Lösungen für den Alltagsverkehr 
sorgen sich Männer etwas mehr um Kosten und Stau als Frauen. Stadtverkehr und Verschmutzung werden 
auch durch die Zustellung von Waren verursacht, wobei sich Frauen der nachteiligen Auswirkungen stärker 
bewusst sind. Automatisierung und Vernetzung (sowie gemeinsam genutzte Mobilitätsdienste), die neuen 
Grenzen der Mobilität werden von Männern mit mehr Begeisterung aufgenommen. Schließlich traten im 
Rahmen einer früheren Eurobarometer-Umfrage von 2015 erhebliche geschlechtsspezifische Unterschiede in 
Bezug auf die Straßenverkehrssicherheit zutage: Männer sind der Ansicht, dass die Instandhaltung von Straßen 
wesentlich für Verbesserung ist, während sich Frauen Sorgen um Alkohol am Steuer und eine zu geringe 
Beachtung der Vorschriften machen.  
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Das Konzept „mobility of care“ wurde von Wissenschaftlern ausgearbeitet, um die geschlechtsspezifischen 
Unterschiede bei der Nutzung von Verkehrsmitteln aufgrund von Pflegetätigkeiten, die nach wie vor 
überwiegend von Frauen ausgeübt werden, zu ermitteln. Nachweise aus Studien in den EU-Mitgliedstaaten, 
die in diesem Bericht zusammengefasst werden, lassen auf geschlechtsspezifische Unterschiede bei der Art der 
täglich zurückgelegten Wege schließen. Männer sind häufiger zu persönlichen Zwecken unterwegs, auch im 
Rahmen von Freizeitaktivitäten, während Frauen häufiger im Zusammenhang mit Pflegetätigkeiten unterwegs 
sind.  

Verkehr trägt zur Verstärkung von Armut und gesellschaftlicher Ausgrenzung bei, daher entwickelten 
Wissenschaftler das Konzept der „Mobilitätsarmut“. Die Analyse entsprechender Daten, die für diese Studie 
durchgeführt wurde, weist auf einen Anstieg der Ausgaben für Verkehrsdienste auf Haushaltsebene in den 
Ländern, die von der Wirtschaftskrise 2008–2013 und Schuldenumstrukturierung am stärksten betroffen waren 
(z. B. Griechenland und Irland), und in Ländern, in denen die meisten Maßnahmen für einen Übergang vom 
privaten auf den öffentlichen Verkehr getroffen wurden, um die CO2-Emissionen zu senken (z. B. Schweden), 
hin. Menschen, bei denen das Risiko der Verarmung und gesellschaftlichen Ausgrenzung größer ist, haben 
auch ein größeres Risiko der Mobilitätsarmut. Die Datenanalyse im Rahmen dieser Studie zeigt, dass verarmte 
Frauen oft doppelt benachteiligt sind, da sich ihr Geschlecht mit anderen prekären Verhältnissen 
überschneidet. Daher sollte ihre besondere Lage bei Maßnahmen im Zusammenhang mit Erschwinglichkeit 
berücksichtigt werden.  

Schließlich verweist die Literaturüberprüfung auf das einschlägige Problem der Sicherheit von Frauen im 
Verkehr, u. a. das hohe Risiko der sexuellen Belästigung in öffentlichen Verkehrsmitteln, und den Umstand, dass 
bei der Gestaltung der Ergonomie von Fahrzeugen und ihren Sicherheitssystemen zu wenig auf den weiblichen 
Körperbau geachtet wird. Diese Probleme werden zwar angesprochen, doch bei der Verkehrsplanung wird 
nach wie vor nur in eingeschränktem Maße auf die Bedürfnisse von Frauen geachtet, etwa in Bezug auf 
Sicherheitsaspekte. Dies ist darauf zurückzuführen, dass in der Verkehrsbranche wenige Frauen 
Sachverständige und Entscheidungsträgerinnen sind.  

Im zweiten Teil der Studie werden einschlägige Daten erörtert und die möglichen Ursachen dafür, dass in der 
Branche weniger Frauen beschäftigt sind, durch eine Überprüfung der vorhandenen Literatur untersucht. 
Vorhandene Daten, die eigens für diese Studie zusammengetragen wurden, zeigen, dass immer noch eine 
Geschlechtertrennung nach Branchen in der EU herrscht, und bestätigen, dass in der Verkehrsbranche in den 
EU-Mitgliedstaaten nach wie vor zu wenige Frauen tätig sind. Dieses Phänomen führt zu Problemen mit der 
Arbeitsmarkteffizienz, da es auf eine verzerrte und nicht optimale Zuweisung der personellen Ressourcen auf 
dem Arbeitsmarkt hinweist.  

Der Literaturüberprüfung für die Studie zufolge ist die Verkehrsbranche aus verschiedenen Gründen für Frauen 
nicht attraktiv: Erstens gilt sie als typisch männliche Branche, weshalb Frauen Formen möglicher 
Diskriminierung befürchten. Außerdem mangelt es an Aufmerksamkeit für Maßnahmen zur Vereinbarkeit von 
Arbeits- und Privatleben und Arbeitszeitflexibilität, frauenfreundlichen Ausrüstungen und Dienstleistungen, 
Bewusstsein für Sicherheitsprobleme von Frauen (u. a. Gewalt, da sexuelle Belästigung in der Branche weit 
verbreitet ist), Schulungsgelegenheiten, Angeboten des lebenslangen Lernens und Karrieremöglichkeiten 
sowie Verbesserungen der Arbeitsqualität (u. a. Arbeitsverträge) zugunsten aller Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Ein weiterer Punkt sind technische Fachkenntnisse, da Frauen in diesen Bereichen 
(Wissenschaft, Technik, Ingenieurswesen und Mathematik), die für die Branche von wesentlicher Bedeutung 
sind, traditionell unterrepräsentiert sind. Die geschlechtliche Stereotypisierung und ihr Einfluss auf die 
Bildungsentscheidungen von Mädchen können ebenfalls dazu beitragen, ihre Karrierechancen zu 
beschränken. 
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Politische Empfehlungen 

Die Datenanalyse und die Literaturüberprüfung für diese Studie geben Anlass zu folgenden Empfehlungen. Sie 
wurden im Rahmen der laufenden Politikdebatte erarbeitet:  

• Der Gleichstellungsaspekt muss stärker durchgängig berücksichtigt werden, damit gegen das
Geschlechtergefälle in Verkehr und Mobilität vorgegangen wird, was durch eine wachsende Zahl an
Beweisen hervorgehoben wird. Da die durchgängige Berücksichtigung des Gleichstellungsaspekts auf
zuverlässigen Daten beruhen muss, sollte die Datenerhebung verbessert werden. Bessere Daten
können geschlechtsspezifische Unterschiede bei der Nutzung, den Anforderungen (insbesondere
geschlechtsspezifische Unterschiede beim Ausmaß der Pflegeaufgaben), Einstellungen und
Verkehrsmitteln herausstellen. So lässt sich Argumenten für politische Veränderungen zur Behebung
der Mobilitätsarmut, unter der Frauen unverhältnismäßig stark leiden und die zu ihrem insgesamt
höheren Risiko der Verarmung und gesellschaftlichen Ausgrenzung beiträgt, mehr Gewicht verleihen.
Initiativen des Parlaments, die Kommission (insbesondere Eurostat) und den Rat und die
Mitgliedstaaten aufzufordern, die Datenerhebung als Grundlage für die durchgängige
Berücksichtigung des Gleichstellungsaspekts zu verbessern, werden dringend benötigt.

• Der Arbeitskräftemangel im Verkehr kann Chancen für Frauen bieten. Dazu müssen Maßnahmen zur
Beseitigung von Hindernissen für die Beschäftigung von Frauen und zur Steigerung des Bewusstseins
der Arbeitgeber für das Vorhandensein und die Auswirkungen dieser Hindernisse getroffen werden. Zu 
diesem Zweck kann das Europäische Parlament die Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen (Eurofound) in ihrer Eigenschaft als Förderin des sozialen Dialogs und
innerhalb der Kommission auffordern, europäische und einzelstaatliche Interessenträger in die
Erörterung einschlägiger Problemstellungen auf Unionsebene und in den Mitgliedstaaten
einzubeziehen.

• Den EU-Mitgliedstaaten stehen verschiedene Instrumente zur Verfügung, um positive Maßnahmen zu
ermöglichen. Besonders bemerkenswert sind die Finanzierungsinstrumente für den europäischen
Grünen Deal und die Strategie für nachhaltige und intelligente Mobilität. Sowohl
Infrastrukturinvestitionen als auch der Übergang zum CO2-neutralen Verkehr aufgrund dieser
Initiativen können als Werkzeuge genutzt werden, um Hindernisse für die Beschäftigung von Frauen
abzubauen. Das Parlament kann die Kommission und die Mitgliedstaaten auffordern, die
Errungenschaften in Bezug auf die Gleichstellung der Geschlechter bei der Umsetzung und Auszahlung 
von Finanzmitteln der EU eng zu überwachen.

• Die Anwendung der Finanzierungsinstrumente des europäischen Grünen Deals bietet Gelegenheit, die 
Teilhabe von Frauen an der Verkehrsplanung als Sachverständige und Entscheidungsträgerinnen zu
fördern. Ziel wäre es, die konkreten Mobilitätsbedürfnisse von Frauen wirksam zu erfüllen. Das
Europäische Parlament kann die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auffordern, die
Annahme dieser Teilhabewerkzeuge bei der Planung finanzierter Maßnahmen zu fördern.

• Zu den Zielen des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) gehört auch die Entwicklung
von Verkehrsinfrastruktur und Innovation für kleine und mittlere Unternehmen. Bei der Anwendung
des Fonds kann daher besonderes Augenmerk auf die Mobilität und Beschäftigung von Frauen in der
Branche gelegt werden. Das Parlament kann an die Kommission und die Mitgliedstaaten appellieren
und sie daran erinnern, bei der Anwendung und Überwachung des EFRE auf Gleichstellungsaspekte zu
achten, indem es etwa empfiehlt, besonderes Augenmerk auf die Mobilitätsbedürfnisse und die
Beschäftigung von Frauen zu legen, u. a. durch die Annahme partizipativer Planungsinstrumente (z. B.
Living Labs).

• Horizont Europa wird durch Forschung und Innovation zum europäischen Grünen Deal beitragen. Das
Parlament kann die Kommission auffordern, die Umsetzung von Aufforderungen im Verkehrswesen



IPOL | Fachabteilung für Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 

5 

eng zu überwachen, damit die von Forschungsorganisationen geforderten 
Gleichstellungsanforderungen erfüllt werden, und zwar nicht nur formell, und dass Projekte bei ihrer 
Entwicklung und den erzielten Ergebnissen geschlechtersensibel sind.  

• Investitionen im Rahmen des Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) können Programme und Projekte
fördern, deren Ziel es ist, den Eintritt von Frauen in den Arbeitsmarkt und ihre dortigen Fortschritte zu
verbessern, aber auch die Verbesserung der Lebensbedingungen gefährdeter Gruppen zu
unterstützen. Das Parlament kann die Kommission und die Mitgliedstaaten auffordern, die Umsetzung
des Fonds aus der Geschlechterperspektive eng zu überwachen und Maßnahmen zu fördern, die auf
das Vorgehen gegen die Geschlechtertrennung nach Branche und Beschäftigungsart ausgerichtet sind. 
Besonders wichtig ist dies in technischen Fächern, die im Zusammenhang mit Verkehr stehen, damit in
der Aus- und Weiterbildung wie auch in der Umschulung gegen Geschlechterstereotype vorgegangen
wird.

• Der ESF+ und der vorgeschlagene Klima-Sozialfonds sind zwei Instrumente, die dazu beitragen
könnten, Mobilitätsarmut zu beheben und so wirksam zur gesellschaftlichen Eingliederung
gefährdeter Gruppen beizutragen. Das Parlament sollte die durchgängige Berücksichtigung des
Gleichstellungsaspekts in diesen Fonds aktiv fördern und die Kommission und die Mitgliedstaaten
auffordern, dafür Sorge zu tragen, dass sie angemessen umgesetzt wird.

• Der Kohäsionsfonds kann genutzt werden, um für Gleichbehandlung durch Investitionen in die Umwelt 
und Infrastruktur zu sorgen. Analog kann die Fazilität „Connecting Europe“ dazu dienen, die
Verkehrsinfrastruktur zu unterstützen, was wiederum die Eingliederung von Frauen erleichtert. Das
Parlament kann die Kommission auffordern, ihre Umsetzung eng zu überwachen, damit auf die
Bedürfnisse von Frauen eingegangen wird.

• Politische Maßnahmen, etwa die Nutzung der zuvor genannten Finanzmittel und Einkommensströme,
werden benötigt, um die Einbeziehung der geschlechtersensiblen Gestaltung in alle Aspekte der
Verkehrsbranche zu optimieren. Dies ist erforderlich, um die Beschäftigung von Frauen im Bereich der
Erbringung von Verkehrsdienstleistungen zu fördern und dafür zu sorgen, dass die Gleichstellung der
Geschlechter in allen Bereichen der Planung und Leistungserbringung durchgängig berücksichtigt
wird, damit der Zugang von Frauen zu allen Beschäftigungschancen erleichtert und somit die
gesellschaftliche und wirtschaftliche Ausgrenzung sowie die Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt
überwunden wird. Alle EU-Organe sollten im Rahmen ihrer jeweiligen Rolle bei der Gestaltung,
Umsetzung, Überwachung und Bewertung der Verkehrspolitik Gleichstellungsaspekte bei
verkehrspolitischen Maßnahmen stärker berücksichtigen.
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